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Zusammenfassung
Im Zuge gestiegener Asylantragszahlen entwickeln deutsche Hochschulen seit dem Jahr 
2015 Angebote für Studieninteressierte mit Fluchterfahrung. Der Beitrag wird auf Basis 
einer qualitativen Untersuchung an neun Hochschulen zentrale Befunde vorstellen und 
Entwicklungstendenzen sichtbar machen. Er vertritt die Th ese, dass die Maßnahmen zu-
nehmend an hochschulpolitische Debatten zur Internationalisierung anschließen, wohin-
gegen die Th emen Diversität und Th ird Mission an Bedeutung verlieren.
Schlüsselwörter: Hochschulen, Flucht, Flüchtlinge, Studium, Th ird Mission, Inter-
nationali sierung, Diversität

Refugees in German Universities: 
From Th ird Mission to Internationalization?
 Abstract
With the infl ux of refugees rising to unprecedented numbers in 2015, German universi-
ties have started to develop a broad range of activities for potential students among ref-
ugees. In this contribution, we will highlight central characteristics of these programs 
drawing on fi ndings from a case study in nine universities. We will argue that debates 
on internationalization have a strong impact on the programs whereas aspects of diver-
sity management or even third mission are becoming less important.
Keywords: higher education, refugees, universities, third mission, internationalization, 
diversity

1. Einleitung

Angebote für Gefl üchtete haben sich seit dem Jahr 2015 an deutschen Hochschulen 
etabliert. Sie reichen inzwischen von Deutschkursen in Erstaufnahmeeinrichtungen 
bis hin zur Beteiligung an Forschungsprojekten. In diesem Beitrag liegt der Fokus auf 
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den Maßnahmen, die sich an Studieninteressierte mit Fluchterfahrung wenden, und 
auf der Frage, wie entsprechende Programme mit hochschulpolitischen Strategien 
verbunden werden.

Um dieser Frage nachzugehen, werden in einem ersten Schritt ausgewählte Befunde 
einer qualitativen Studie (Schammann/Younso 2016) vorgestellt und mit Forschungs-
ergebnissen anderer Autorinnen und Autoren (Blumenthal et al. 2017) abgeglichen. 
Diese Befunde werden anschließend mit den hochschulpolitischen Debatten um 
Internationalisierung, Diversität und Th ird Mission verknüpft . Dies führt im Fazit 
zu der Th ese, dass das Engagement der Hochschulen für Studieninteressierte mit 
Fluchterfahrung zunehmend als Bestandteil von Internationalisierungsstrategien ver-
standen und entsprechend konzipiert wird, während die gesellschaft spolitisch orien-
tierte inklusive, teilhabeorientierte Ausrichtung immer weniger eine Rolle spielt.

2. Gefl üchtete an deutschen Hochschulen: Ausgewählte Befunde 
und Tendenzen

In Deutschland dürfen Menschen grundsätzlich unabhängig von ihrem Aufent-
haltsstatus studieren. Dies bedeutet, dass auch Asylsuchende oder Ge duldete prin-
zipiell ein Studium aufnehmen können, sofern die hochschulrechtlichen Voraus-
setzungen vorliegen (anerkannte Hochschulzugangsberechtigung, Deutsch kennt nisse 
auf dem Niveau B2/C1, Krankenversicherung). Hinzu kommen jedoch zahlreiche fak-
tische Hürden, insbesondere Finanzierung, Mobilität und Wohn-/Lernsituation, die 
die Aufnahme eines regulären Studiums erschweren. Die Art und Weise, wie ein-
zelne Hochschulen mit diesen Hürden umgehen, unterscheidet sich teilweise stark. 
Allerdings sind auch Entwicklungen zu erkennen, die an den meisten Hochschulen 
Geltung beanspruchen dürft en. Einige dieser übergreifenden Tendenzen werden hier 
vorgestellt.

Den folgenden Ausführungen liegt unsere Studie Studium nach der Flucht? 
Angebote deutscher Hochschulen für Studieninteressierte mit Fluchterfahrung zugrun-
de, die zwischen November 2015 und Mai 2016 unter Einbezug von neun deut-
schen Hochschulen durchgeführt wurde. Die Auswahl der Hochschulen erfolg-
te auf Basis von Internet- und Literaturrecherchen sowie Expertengesprächen mit 
Vertretern und Vertreterinnen der Hochschulrektorenkonferenz und des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge. Wichtigstes Kriterium war, dass die Hochschulen 
bereits relativ weit entwickelte und gleichzeitig unterschiedliche Angebote für 
Gefl üchtete vorweisen konnten. Zudem wurde auf eine geografi sch ausgewogene 
Verteilung im Bundesgebiet geachtet. Auf dieser Basis wurden sieben Universitäten 
(Bremen, Dresden, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Freiburg, Ludwig-Maximilians-
Universität München, Oldenburg) und zwei Fachhochschulen (Lübeck, Magdeburg-
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Stendal) ausgewählt. An jedem Standort wurden zwischen Dezember 2015 und 
Februar 2016 Experteninterviews mit Vertreterinnen und Vertretern der jeweili-
gen Hochschulleitung, des Verwaltungspersonals, mit Studierenden mit sowie ohne 
Fluchterfahrung und mit externen Partnern der Hochschule geführt. Insgesamt wur-
den 49 Personen mit Hilfe adressatenbezogener Interviewleitfäden interviewt. Die 
Interviewleitfäden umfassten vorgegebene Th emenblöcke, wie z.B. Angaben zur 
Zielgruppe oder zur Organisation der Angebote; es gab aber auch die Möglichkeit, 
eigene Th emen anzusprechen. Die Auswertung der Interviews fand mittels qua-
litativer Inhaltsanalyse statt. Die Ergebnisse wurden in einem Expertenworkshop 
mit Vertreterinnen und Vertretern der untersuchten Hochschulen und externen 
Expertinnen und Experten diskutiert. Auf diese Weise konnten neben wissenschaft -
lichen Befunden auch praxisnahe Handlungsempfehlungen entwickelt werden (vgl. 
Schammann/Younso 2016, S. 48–53). Auch wenn die Ergebnisse aufgrund der gerin-
gen Fallzahlen nicht als repräsentativ für die deutsche Hochschullandschaft  insgesamt 
gelten können, lassen sich doch eine valide Einschätzung des Status quo und eine 
Prognose zum Fortgang der noch jungen Entwicklung geben.

2.1 Engagement als Starthilfe für Öff nungsprozesse

Allen untersuchten Hochschulen gemein ist, dass offi  ziellen Programmen für 
Gefl üchtete ab dem Wintersemester 2015/16 ein intensives persönliches Engagement 
von Studierenden und Hauptamtlichen vorausging (vgl. ebd. 2016, S. 20–21; Blumen-
thal et al. 2017, S. 21). Vielerorts war auch die Nutzung von Universitäts gelände zur 
Unter bringung von Gefl üchteten Anlass, sich zu engagieren. Viele Hochschulen woll-
ten zudem eine Vorbildfunktion einnehmen und „ein Leuchtturm sein“. In unse-
rer Untersuchung betonten besonders die Hochschulen in Sachsen (Dresden) und 
Sachsen-Anhalt (Magdeburg-Stendal) mehrfach, dass sie sich als Bildungseinrichtung 
in der Verantwortung sähen, für eine pluralistische und off ene Gesellschaft  zu stehen. 

An mehreren Hochschulen hatte es zudem von Seiten der Asylsozialberatung oder 
von Trägern der Unterkünft e konkrete Anfragen gegeben, ob Lehrangebote für 
Gefl üchtete geöff net werden könnten. Doch auch bevor die äußeren Umstände die 
Hochschulen zu einer Etablierung von Angeboten für Gefl üchtete „drängten“, enga-
gierten sich Studierende sowie Mitarbeitende für eine (Bildungs-)Teilhabe verschie-
denster sozialer Gruppen, darunter auch von Flüchtlingen. An einigen Standorten 
wurden solche Erfahrungswerte intensiver in die neu entstehenden Angebote einge-
bunden als an anderen; überall jedoch trugen sie dazu bei, dass ein eher vage wahr-
genommener Auft rag „der Gesellschaft “ zum Engagement im Th emenfeld Flucht und 
Asyl in konkrete Bahnen gelenkt wurde.
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2.2 Einschränkung der Zielgruppe

Zu Beginn der Angebote konnten an der Mehrzahl der sich engagierenden Hoch-
schulen alle Gefl üchteten, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus, an den Maß-
nahmen teilnehmen. In den Gasthörerprogrammen saßen somit sowohl Gefl üchtete 
mit einer formalen Hochschulzugangsberechtigung als auch solche, die nicht unmit-
telbar studierfähig waren. Viele Hochschulen begriff en in dieser Phase ihr Angebot 
als eine „Beschäft igungsmaßnahme“, die den Alltag der Gefl üchteten strukturieren 
sollte. Dazu passt es auch, dass die Gasthörenden an den meisten Hochschulen keine 
ECTS-Punkte erwerben konnten. Die Gefl üchteten selbst erhofft  en sich dagegen die 
Möglichkeit, ein „echtes“ Studium aufzunehmen und ihre Zukunft  in Deutschland zu 
gestalten. Diese unterschiedlichen Erwartungen führten auf beiden Seiten immer wie-
der zu Enttäuschungen, insbesondere wenn das Gasthörerstudium nicht an eine um-
fassendere Bildungsberatung geknüpft  war (vgl. Schammann/Younso 2016, S. 26–29).

Einige wenige Hochschulen konzentrierten sich dagegen von Beginn an auf ihr 
„Kern geschäft “ und beschränkten in diesem Sinne den Zugang zu ihren Angeboten 
auf formal studierfähige Gefl üchtete, denen nur noch die nötigen Sprachkenntnisse 
fehlten, so etwa an der Ludwig-Maximilians-Universität München oder an der 
Goethe-Universität Frankfurt am Main. Vereinzelt wurde auch eine „gute Bleibe-
perspektive“1 zum Teilnahmekriterium erhoben. Diesem Vorbild folgten ab dem 
Sommersemester 2016 auch Hochschulen, die bislang einen breiteren Ansatz ver-
treten hatten, beispielsweise die Carl von Ossietzky Universität Oldenburg oder die 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg. Gasthörerschaft en sind an diesen Hochschulen 
zwar weiterhin möglich, werden jedoch immer weniger beworben. Der Trend zur 
„Schärfung“ der Zielgruppe ist hier eindeutig (vgl. dazu auch Blumenthal et al. 2017, 
S. 12).

Bislang an den Hochschulen wenig diskutiert, aber hinsichtlich der Zielgruppe zu-
nehmend relevant ist auch die Frage, wie lange Studieninteressierte als Gefl üchtete 
gelten und Zugang zu den speziellen Programmen der Hochschulen haben sollen. 
Daneben wird auch die Diversität der Zielgruppe selbst erst in Ansätzen refl ektiert. 
Dabei werden künft ig insbesondere Aspekte des Alters und des familiären Umfeldes 
eine wichtige Rolle spielen, da besonders davon verschiedene Möglichkeiten der 
Finanzierung des Studiums abhängig sind.

1 Als Personen mit einer „guten Bleibeperspektive“ defi niert das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge diejenigen Asylbewerber und -bewerberinnen, die aus Herkunft sländern 
mit besonders hoher Anerkennungsquote stammen. Dies sind Mitte 2017 die Länder Syrien, 
Irak, Iran, Eritrea und Somalia.
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2.3 Organisatorische Verankerung der Angebote

Welche Akteure innerhalb der Hochschule haben die Federführung für die Angebote? 
Wer kooperiert mit wem unter welchen Voraussetzungen? Wo liegt Konfl iktpotenzial? 
Solche Fragen der Governance haben in allen Hochschulen eine Rolle gespielt. Die 
Ergebnisse unserer Studie zeigen, dass die von uns untersuchten neun Hochschulen 
zu Beginn sehr unterschiedliche Lösungswege eingeschlagen haben – bzw. im Begriff  
waren, diese zu gehen (vgl. Schammann/Younso 2016, S.  30–33). Ein Best-Practice-
Modell ließ sich allerdings noch nicht identifi zieren. Verantwortliche Akteure sind 
auf verschiedenen Ebenen der jeweiligen Hochschulen zu fi nden, auf der Leitungs- 
wie der Verwaltungsebene, auf der Ebene der Dozierenden, aber auch in Studieren-
deninitiativen. In vielen Fällen kooperieren diese Akteursgruppen in pragmatischer 
Weise über diese Ebenen hinweg.

Nimmt einer der Akteure eine dominante Rolle ein, so zeigt sich, dass dessen ins-
titutionelle Logik den Zuschnitt der Angebote zunehmend bestimmt. Beispielsweise 
ist an der Mehrheit der Hochschulen das International Offi  ce für die Maßnahmen 
für Gefl üchtete verantwortlich (vgl. Blumenthal et al. 2017, S.  22). Eine alleini-
ge Fokussierung auf diesen Akteur hatte an einigen Hochschulen anfangs zur Kon-
sequenz, dass den Gefl üchteten ausschließlich mit Instrumenten aus der Arbeit mit 
„normalen“ internationalen Studierenden begegnet wurde (vgl. Schammann/Younso 
2016, S.  32). Somit unterblieb an den entsprechenden Standorten die Beratung hin-
sichtlich fl uchtspezifi scher oder aufenthaltsrechtlicher Besonderheiten, beispiels-
weise zu Finanzierungs- und Mobilitätsfragen. Stattdessen standen Buddy- und 
Tandemprogramme im Vordergrund, wie sie auch für (nicht gefl üchtete) internatio-
nale Studierende angeboten werden. 

Passender erscheinen daher Governance-Modelle, die die Kooperation zwischen 
verschiedenen Einrichtungen innerhalb der Hochschule institutionalisieren und 
für fl üchtlingsspezifi sche Fragen auch externe Partner – wie Ausländerbehörden, 
Volkshochschulen oder Jobcenter – einbeziehen. Auff ällig, wenn auch aufgrund der 
geringen Fallzahlen keineswegs repräsentativ und durch andere Studien kontrastiert 
(vgl. Blumenthal et al. 2017, S.  17), ist der Befund, dass unter den von uns analy-
sierten Hochschulen die beiden nicht-universitären Standorte die am besten durch-
dachten und am stärksten institutionalisierten Kooperationsbeziehungen mit ex-
ternen Partnern vorzuweisen hatten (vgl. Schammann/Younso 2016, S.  32–33). 
Selbst verständlich verfügten die untersuchten Universitäten auch über langjähri-
ge externe Kooperationspartner – und häufi g sogar über zahlreichere Koopera tions-
beziehungen (vgl. Blumenthal et al. 2017, S. 17). Doch in unserer Detail analyse wurde 
deutlich, dass diese Beziehungen – zumindest in der Anfangszeit – eher als punktu-
elle Zusammenarbeit denn als institutionalisierte Kooperationen einzuordnen waren.
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2.4 Veränderung rechtlicher Rahmenbedingungen

Die Neuentdeckung der grundsätzlich seit vielen Jahren bestehenden Hürden beim 
Hochschulzugang für Gefl üchtete sorgte auch auf politischer Ebene dafür, dass ei-
nige Rahmenbedingungen angepasst wurden. Besonders herauszuheben sind zwei 
Punkte: Erstens sind seit dem 1. Januar 2016 Geduldete und Personen mit bestimm-
ten Aufenthaltstiteln nach 15 Monaten Aufenthalt in Deutschland BAföG-berechtigt. 
Außerdem erhalten Asylsuchende in den ersten 15 Monaten nach Registrierung 
in Deutschland auch bei einer Immatrikulation Sozialleistungen nach dem Asyl-
bewerber leistungsgesetz. Dies war bis dahin ausgeschlossen. Zweitens: Personen, 
die ihre Hochschulreife im Ausland erworben haben, müssen nachweisen, dass ihre 
Hoch schulzugangsberechtigung (HZB) äquivalent zum deutschen Abitur ist. Legt 
eine Person fl uchtbedingt keine Zeugnisse vor, kann die Hochschule den überarbeite-
ten Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 3. Dezember 2015 anwenden (KMK 
2015). Auf Grundlage des Beschlusses kann in einem dreistufi gen Nachweisverfahren 
die Hochschulreife ermittelt werden. Indirekte Auswirkungen auf die Angebote der 
Hochschulen haben auch aufenthaltsrechtliche Änderungen, etwa die Voraussetzung 
der „guten“ Bleibeperspektive für den Zugang zu Integrationsangeboten. Die oben 
beschriebene Einschränkung der Zielgruppe ist ein Beispiel für die feststellbare 
Orientierung an fl üchtlingspolitischen Entwicklungen auf Bundesebene.

3. Einordnung in hochschulpolitische Debatten

In der Hochschulforschung und in hochschulpolitischen Debatten spielten Ge-
fl üchtete bis zum Jahr 2015 praktisch keine Rolle. Es verwundert daher nicht, dass 
das Th ema durchweg als neu wahrgenommen wurde. Gleichzeitig existieren in den 
Feldern Internationalisierung, Diversität und Th ird Mission zahlreiche An knüpfungs-
punkte zu den bisher vorgestellten Befunden.

3.1 Internationalisierung

Die Internationalisierung von Hochschulen und ihrer „Hochschulumwelt“ (Teichler 
2007, S.  9) ist ein Prozess, der in den frühen 1980er-Jahren einsetzte und etwa ge-
nauso lange von der Hochschulforschung begleitet wird. Jane Knight (2004) defi niert 
Internationalisierung im Feld der Hochschulen als einen Prozess, der internationa-
le oder interkulturelle Dimensionen in Lehre, Forschung und Dienstleistungen ein-
bezieht. Mit Blick auf die deutsche Hochschullandschaft  sind nach Teichler vor allem 
zwei Bedeutungsdimensionen relevant: zum einen internationale Verfl echtungen in 
Politik, Wirtschaft  und Kultur, auf die die Hochschulen reagieren müssen und welche 
eine „Neupositionierung ihrer Tätigkeiten“ (Teichler 2007, S. 10) fordern; zum ande-
ren die Veränderungen der hochschuleigenen Programmatik und Aktivitäten, die sich 
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aus den eigenen Netzwerken in Forschung und Lehre ergeben. Internationalisierung 
in diesem Sinne betrifft   daher nicht nur die grenzüberschreitende Mobilität von 
Studierenden und Lehrenden, sondern ebenso die wechselseitige Anerkennung von 
Studien- und Forschungsleistungen oder auch die Internationalität von Wissen selbst.

Traditionell fand Internationalisierung mehrheitlich bottom-up statt: Wissen-
schaft lerinnen und Wissenschaft ler waren die treibenden Akteure, ohne dass ihre 
Aktivitäten durch ein hochschulweites Konzept gesteuert oder unter dem Schlag-
wort der Internationalisierung wahrgenommen wurden. In den 1990er-Jahren wur-
de Internationalisierung zum „tragenden Paradigma zeitgenössischer Hoch schul-
entwicklung“ (ebd., S.  273). Internationalisierung geschah in dieser Phase auch auf 
Druck internationaler und nationaler Akteure, also gewissermaßen top-down. 

Dabei wurde der Begriff  jedoch immer weiter gefasst, so dass er um die Jahr tausend-
wende herum nach Meinung einiger Autorinnen und Autoren zu einer „ catchall 
phrase for everything and anything international“ (de Wit 2002, S.  114) wurde. 
Dennoch, ungeachtet dieser berechtigten Kritik, wurde Internationalisierung zu ei-
nem wichtigen Kriterium bei der vergleichenden Bewertung von Hochschulen (vgl. 
Grothus/Maschke 2013, S.  10). Nahezu jegliche Form der Internationalisierung galt 
und gilt inzwischen als erstrebenswert, denn „aus der Sicht der Institutionen dient 
Internationalisierung der Ressourcensicherung […] und trägt zur Steigerung der 
Reputation bei.“ (Kehm 2003, S. 14)

Internationalisierung ist zwar grundsätzlich untrennbar mit temporärer oder per-
manenter Migration von Studierenden und Dozierenden verbunden. Allerdings liegt 
der Fokus normalerweise auf freiwilliger Migration. Ausführungen zum aktiven 
Umgang mit erzwungener Migration fi nden sich in Internationalisierungsstrategien 
bis 2015 nicht. Doch Gefl üchtete lassen sich durchaus als internationale Studierende 
– das heißt Studierende mit ausländischer Staatsangehörigkeit und ausländischer 
Hochschulzugangsberechtigung – klassifi zieren. Dies geschieht inzwischen auch von 
offi  zieller Seite: Im Bericht der Bundesregierung zur Internationalisierungsstrategie 
von Bildung, Wissenschaft  und Forschung aus dem Jahr 2017 wird als Ziel formu-
liert, „studierfähigen Flüchtlingen möglichst schnell eine Perspektive als international 
Studierende zu geben, damit sie als Fachkräft e eines Tages ihre Heimat wieder auf-
bauen oder in Deutschland wirken können“ (BMBF 2017, S. 97).

In den oben vorgestellten Befunden zeigt sich ein solches Verständnis unter an-
derem in der überwiegenden Zuständigkeit der International Offi  ces für die Ge-
fl üchteten (s. Punkt 2.3). Aber auch der Fokus auf Studierfähige mit formaler Hoch-
schulzugangsberechtigung (s. Punkt 2.2) entspricht dem Verständnis klassischer 
Internationalisierung. Die fi nanzielle Förderung des Engagements der Hochschulen 
durch Mittel des BMBF („Integra“-Programm) unterstützt die internationalisierungs-
bezogene Institutionalisierung der Angebote (vgl. DAAD 2017). 
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Mit dieser Fokussierung werden die fl üchtlingsbezogenen Aktivitäten positiv kon-
notiert: Da eine stärkere Internationalisierung per se begrüßt und mit Repu ta-
tions gewinn assoziiert wird, werden auch internationale Studierende mit Flucht-
erfahrung als Gewinn für die Hochschulen wahrgenommen. Dies ist jedoch mit 
zwei Schwierigkeiten verbunden: Erstens werden die Gefl üchteten als „Gäste“ 
und somit nicht als Teil der pluralen Gesellschaft  Deutschlands konzipiert. Dies 
kann den Blick auf spezifi sche Hürden verstellen. Zweitens ist die Perspektive der 
Internationalisierung auch mit einer starken Selektion verbunden, da die Angebote 
nur diejenigen Personen ansprechen, die formal studierfähig sind. Verstärkt wird die 
Selektion durch die Ausrichtung an der Bleibeperspektive. Beide Schwierigkeiten ha-
ben erhebliche Implikationen für die Interpretation von Diversitätsorientierung und 
Th ird Mission.

3.2 Diversität

Diversität kann nicht losgelöst von Internationalität und Interkulturalität betrach-
tet werden. Und doch ist der Begriff  wesentlich breiter: Diversität meint zunächst 
jegliche Form von menschlicher Vielfalt und soll als programmatischer Begriff  hel-
fen, Situationen der Diskriminierung abzuschaff en. Diese Sichtweise auf Diversität 
hat ihre Wurzeln in der Bürgerrechtsbewegung der 1960er-Jahre in den USA (vgl. 
Karakaşoğlu 2014, S.  4). In Deutschland wurde die Debatte um gesellschaft liche 
Diversität zunächst innerhalb der Geschlechterforschung und der Frauenbewegung 
aufgegriff en und zunehmend auf andere Diversitätsdimensionen ausgeweitet. Heute 
wird sie vom vorherrschenden wissenschaft lichen Diskurs geradezu „zelebriert“ (vgl. 
Allemann-Ghionda 2011, S. 15–24). 

In der Diskussion vereinen sich viele parallel ablaufende Debatten, wie Gender, abili-
ty/disability, sexuelle Orientierung und hybride Identitäten. Entsprechend wird an vie-
len Hochschulen (zumindest konzeptionell) verstärkt ein inklusives Verständnis von 
Diversität vertreten. Diversität als Zustandsbeschreibung und normative Zielstellung 
fi ndet sich auch im betriebswirtschaft lich geprägten Diversity Management (DiM), 
das zu Beginn des 21. Jahrhunderts auch die Hochschulen erreicht hat. DiM zielt da-
rauf ab, gesellschaft liche Heterogenität in einer Organisation durch die Rekrutierung 
von Personal (und hier: Studierenden) zu fördern und diese Vielfalt in der Folge 
nutzbringend zu gestalten. Generell sollen „Eigenschaft en, die keinen Leistungsbezug 
haben, auch keinen Einfl uss auf die Leistungsbewertung haben“ (Leichsenring 2011, 
S.  39). Dies gilt auch für die Merkmale Soziale Herkunft  und Geschlecht, die stets 
eine Rolle gespielt haben, auch wenn sie – obwohl grundsätzlich ohne Leistungsbezug 
– vielfach herangezogen wurden, um eine – meist schlechtere – Leistungsbewertung 
zu rechtfertigen (vgl. Klammer/Ganseuer 2015, S. 32; Klein/Heitzmann 2012).
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Migrationsbedingte Vielfalt erfährt seit einigen Jahren ebenfalls steigendes Interesse. 
Dabei geht es weniger um universitäre Austauschprogramme, die auf kurzfristiger 
Mobilität beruhen, sondern um die Teilhabe von meist in Deutschland geborenen 
Studierenden mit familiärer Migrationsgeschichte. Die Merkmale „Neuzuwanderung“ 
oder gar „Fluchterfahrung“ werden im Kontext von Diversitätsdebatten dagegen 
kaum berücksichtigt. Zwar spielt in den Experteninterviews an einigen der von uns 
untersuchten Hochschulen das Schlagwort der Diversität durchaus eine Rolle – aller-
dings eher deklaratorisch oder bestenfalls konzeptionell. Eine inklusive, diversitätsori-
entierte Herangehensweise wurde in den untersuchten Programmen bislang nur ver-
einzelt formuliert und faktisch kaum eingelöst. Stattdessen handelt es sich bei den 
meisten Angeboten um Sonderangebote für eine homogenisierte Zielgruppe. 

Dies mag auch in einer Grundausrichtung des DiM begründet sein: Hier soll die 
Teilhabe von Menschen gesichert werden, die de lege dieselben Rechte haben, aber 
de facto diskriminiert werden. Im Falle der Gefl üchteten sieht dies etwas anders aus, 
denn in diesem Fall besteht die Diff erenz – neben den üblichen Merkmalen von 
Religion, Geschlecht, Alter etc. – gerade darin, dass die Diskriminierung rechtlich 
durch einen prekären Aufenthaltsstatus und damit verbundene Lebensverhältnisse 
hergestellt wird. Übliche Diversitätskonzepte, die im Rahmen bestehenden Rechts 
agieren, kommen hier nicht weiter. Sie müssten rechtliche Hürden bewusst umgehen 
oder politisch für deren Abbau eintreten, um gleichberechtigte Teilhabe zu erreichen.

Diese politisch-agitatorische Komponente wäre das eigentlich Neue am Einbezug 
der Gefl üchteten in Diversitätskonzepte. Würden sich Hochschulen auf dieser Basis 
in gesellschaft liche Debatten einbringen, würde die Diversitätsdiskussion wieder zu 
ihren Ursprüngen – dem Eintreten für Bürgerrechte – geführt. Bislang jedoch lässt 
sich diese Wende in den (offi  ziellen) Aktivitäten der Hochschulen kaum wahrneh-
men. Stattdessen schreiben viele Hochschulen die rechtliche Diskriminierung von 
Menschen mit weniger guter Bleibeperspektive in der Zielgruppenkonzeption fort.2 
Dies tun sie ohne Not, denn sie wären zu dieser Fokussierung keineswegs rechtlich 
gezwungen. 

3.3 Th ird Mission

Klassische Kernaufgaben von Hochschule sind Lehre und Forschung. Hier spie-
len sich auch die beschriebenen Debatten zu Internationalisierung und Diversitäts-
orientierung ab. Ein weiteres Aufgabenfeld wird seit rund 30 Jahren unter dem 
Schlagwort der Th ird Mission diskutiert, d.h. die Frage des gesellschaft lichen Engage-
ments der Hochschulen (vgl. Roessler/Duong/Hachmeister 2015, S. 7).

2 Ausnahmen, wie beispielsweise die Universität Bremen, existieren durchaus.
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„Diese dritte Mission führt zu einer Verfl echtung der Hochschulen mit ihrer Umwelt, 
der Gesellschaft , Kommunen und der Wirtschaft . Sie ist ein Sammelbegriff  für 
Aktivitäten, in denen die Beachtung gesellschaft licher Trends und Bedürfnisse zum 
Ausdruck kommt.“ (Roessler 2015, S. 66)

Während Th ird Mission in Deutschland lange ein Schattendasein gefristet hat, 
sind in jüngster Zeit verstärkte Forschungs- und Konzeptionsaktivitäten erkenn-
bar. Henke, Pasternack und Schmid (vgl. 2016, S. 12) formulieren vier Bedingungen 
die eine Hochschulaktivität erfüllen muss, um Th ird Mission zu sein: (1) Forschung 
oder Lehre stehen nicht im Zentrum der Aktivität, aber (2) es gibt einen Bezug zur 
Lehr- und Forschungsfunktion der Hochschule. (3) Die Aktivitäten haben externe 
Adressaten und Partner. (4) Gesellschaft liche Entwicklungsinteressen müssen konzep-
tionell einbezogen sein.

Aus dieser Defi nition lässt sich ablesen, dass eine Aktivität nicht immer gänzlich neu 
sein muss, um als Th ird Mission wahrgenommen zu werden. Hochschulangehörige 
betreiben zudem oft mals Th ird Mission, ohne dass es von ihnen selbst als solche ge-
deutet wird. Wenn beispielsweise eine Dozentin als sachkundige Bürgerin Mitglied 
eines Gemeindeausschusses zu ihrem Forschungsfeld ist, so entspricht dies den ge-
nannten Kriterien, wird aber doch meist eher als persönliches Engagement wahrge-
nommen (vgl. ebd., S.  9). Th ird Mission geschieht, wie in diesem Beispiel, vor allem 
durch eigenständige Aktivitäten von Hochschulangehörigen und damit, wie in den 
Anfängen der Internationalisierung, überwiegend bottom-up. Roessler, der für eine 
optimistische Perspektive in der Forschung steht, sieht in Th ird Mission einen Trend, 
der bereits intensiv Wirkung zeige und sich künft ig verstärken werde:

„Steht die ,Th ird Mission‘ heute schon auf gleicher Augenhöhe mit Lehre und 
Forschung, so wird sie in Zukunft  noch weiter an Bedeutung gewinnen. Nur so werden 
die Hochschulen den Bildungsansprüchen und -bedarfen in der Gesellschaft  Rechnung 
tragen können“ (Roessler 2015, S. 67).

Ähnlich wie in den Debatten um Internationalisierung und Diversität tauchen 
auch in der Diskussion um Th ird Mission Gefl üchtete erst seit kurzem auf. Sie die-
nen dabei vor allem als Beispiel für die gestiegene Bedeutung des gesellschaft li-
chen Engagements der Hochschulen. Häufi g genannte Anwendungsfälle umschlie-
ßen vor allem Aktivitäten wie die Refugee Law Clinics, bei denen Jura-Studierende 
und Dozierende Rechtsberatung für Asylsuchende anbieten. Auch die Angebote für 
Studieninteressierte konnten anfangs noch deutlicher als Th ird Mission eingeord-
net werden. Insbesondere Gasthörerschaft  und „Beschäft igungsmaßnahmen“ sollten 
dazu beitragen, gesellschaft liche Herausforderungen (hier: die soziale Teilhabe von 
Gefl üchteten) mit den Mitteln der Hochschule und im Schulterschluss mit externen 
Partnern zu gestalten und zu bewältigen.
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Doch die Befunde unserer Studie legen nahe, dass ein Th ird-Mission-Charakter 
zwar das freiwillige Engagement Hochschulangehöriger bestimmt, aber sich die zu-
nehmend bedeutender werdenden offi  ziellen Angebote der Hochschulen von dieser 
Ausrichtung entfernen. Statt eine breite Bildungsorientierung für Gefl üchtete anzubie-
ten, erfolgt vermehrt eine zielgruppenspezifi sche Engführung auf das „Kerngeschäft  
Lehre“ – in diesem Fall konkret auf die Studienvorbereitung von studierfähigen 
Personen mit Fluchterfahrung und mangelnden Kenntnissen deutscher Sprache.3

4. Fazit

Im Zuge der Aufnahme von Gefl üchteten wurden auch die deutschen Hochschulen 
als gesellschaft liche Akteure wahrgenommen. Sie agierten jedoch zunächst nicht 
qua Organisation, sondern infolge des Engagements von Hochschulangehörigen. Im 
Laufe der Zeit wurden die Angebote für Studieninteressierte mit Fluchterfahrung an 
den von uns untersuchten Hochschulen zunehmend institutionell verankert. Dabei 
entfaltete der Diskurs der Internationalisierung die stärkste Wirkung, während der 
Diversitäts-Diskurs kaum eine Rolle und der Diskurs zu Th ird Mission eine deutlich 
geringere Rolle gespielt haben. 

Zusammengefasst und etwas provokant formuliert wandelt sich das Engagement 
deutscher Hochschulen für Studieninteressierte mit Fluchterfahrung in dreifa-
cher Hinsicht: Erstens bewegen sich die Angebote aus der Säule der Th ird Mission 
ins „Kerngeschäft “ der Lehre. Zweitens werden zahlreiche Angebote in Inter-
nationali sierungsstrategien eingebettet. Damit werden Gefl üchtete als internationale 
Studierende und nicht als Teil der pluralen Gesellschaft  Deutschlands wahrgenom-
men. Dies kann die Abwertung einer inklusiven, teilhabeorientierten Perspektive ge-
genüber einer eher leistungs- und reputationsorientierten Perspektive befördern. 
Drittens scheinen zahlreiche Hochschulen mit der zunehmenden Fokussierung auf 
Leistung und eine gute Bleibeperspektive politische Entwicklungen im deutschen 
Flüchtlingsrecht nachzuvollziehen. Statt sich in gesellschaft lichen Diskussionen um 
rechtliche Rahmenbedingungen für Bildungsteilhabe Gefl üchteter aktiv – und mögli-
cherweise unbequem – zu positionieren, ist für die Hochschulen eher ein angepasstes 
Agieren im Rahmen eigener Zuständigkeiten festzustellen.

3 Dennoch fassen einige Hochschulen auch dieses Engagement unter Th ird Mission, so etwa 
die Hochschule Magdeburg-Stendal (vgl. Lequy 2017).
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